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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 10. Juni 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
220. Sitzung am 10. Juni 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 20. Mai 1960 verabschiedeten 

Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 

— Drucksachen 317, 1816 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

gez. Dr. Röder 


Bonn, den 10. Juni 1960 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 25. Mai 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Röder 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 


1. § 1 Abs. 2 Nr. 3 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung weicht von den gel- 
tenden Rechtsvorschriften zuungunsten der 
Jugendlichen ab und ist schon deshalb abzu- 
lehnen. Außerdem bedeutet sie einen Bruch 
mit dem Prinzip der Ausdehnung des Jugend- 
schutzes bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. 
Die Begründung dafür, die 17jährigen Fach- 
arbeiter aus dem Jugendschutz herauszuneh- 
men, damit sie keine Schwierigkeiten hätten, 
eine Anstellung zu finden, widerspricht den 
wirtschaftlichen Erfahrungen. Nach denen fin- 
den Jugendliche besonders leicht Arbeit, weil 
sie billiger sind als Ältere. Auch würde diese 
Begründung ebenso für solche jugendliche Ar- 
beitnehmer zutreffen, die keinen Beruf er- 
lernt haben. (Begründung des Bundesrates 
zum gleichlautenden Streichungsvorschlag im 
1. Durchgang). 

Durch den Zusatz 

„ . . . jedoch gelten für diese Jugendlichen die 
Vorschriften der §§ 16, 19 und 38 über Nacht- 
ruhe, Urlaub und Akkord- und Fließarbeit" , 

der in der zweiten Lesung des Bundestages be- 
schlossen wurde, ist die Nr. 3 gemildert wor- 
den? es bleibt aber die Verschärfung insbe- 
sondere hinsichtlich der Arbeitszeit, der Sonn- 
tagsarbeit, der Ruhepausen und der Gesund- 
heitsbetreuung bestehen. Vergleiche auch Be- 
gründung zum Antrag zu § 10. 

Entsprechend sind in § 72 Abs. 3 die Nr. 1 
und 3 zu streichen. 

2. § 10 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugend- 
lichen darf acht Stunden, die Wochen- 
arbeitszeit 40 Stunden nicht überschreiten." 

Begründung 

Bei zahlreichen Arbeitsablaufstudien hat das 
Max-Planck-Institut festgestellt, daß arbeits- 
physiologisch keine längere Arbeitszeit für 
17- bis 18jährige vertretbar ist. Es gibt bei 
der Gefahr einer Überforderung „keinen 
Unterschied . . . zwischen den Jugendlichen 
unter und über 16 Jahren"; „die Gefahr 
einer Überforderung (ist) für den Jugend- 
lichen in der Spätpubertät eher größer". 


Der Bundesrat hatte im 1. Durchgang dem 
Vorschlag der Bundesregierung zugestimmt, 
die Arbeitszeit für alle Jugendlichen einheit- 
lich zu begrenzen. 

Wenn die tägliche Arbeitszeit unterschieds- 
los für alle Jugendlichen 8 Stunden nicht 
überschreiten darf, so wäre angesichts der 
Tatsache, daß die 5-Tage-Woche weitgehend 
die Regel ist, eine Überschreitung von 40 
Stunden wöchentlich nur in jenen Betrieben 
möglich, in denen noch 6 Tage gearbeitet 
wird. Das würde in der Praxis eine län- 
gere Arbeitszeit für Jugendliche in den 
(vorwiegend kleinen) Betrieben bedeuten, 
die noch nicht zur 5-Tage-Woche übergegan- 
gen sind oder die nicht zur 5-Tage-Woche 
übergehen können? dadurch würde die Nach- 
wuchsgewinnung für diese Betriebe er- 
schwert. 

Als Folge des vorstehenden Änderungsvor- 
schlags ergibt sich: 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

c) In Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „unter 
16 Jahren" und „ , für Jugendliche über 
16 Jahren 44 Stunden" zu streichen. 

d) Absatz 4 ist zu streichen. 

e) In § 35 Abs. 1 sind nach „§ 10" die Worte 
„Abs. 1, 3 bis 5," zu streichen. 

f) In § 67 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „§ 10 
Abs. 1 bis 4" durch die Worte „§ 10 Abs. 1 
oder 2" zu streichen. 

(Anmerkung : Die Vorschläge zu e) und f) 
berücksichtigen bereits die nach Streichung der 
Absätze 2 und 4 des § 10 erforderliche neue 
Numerierung der Absätze.) 

3. § 18 Abs. 4 

Satz 2 „Mindestens jeder 2. Sonntag muß be- 
schäftigungsfrei bleiben." ist als vorletzter Satz 
in den Absatz 2 einzufügen. 

Begründung 

§ 18 Abs. 3 und § 18 Abs. 4 stehen in einem 
gewissen Widerspruch zueinander. 

Absatz 2 behandelt Regelfälle zulässiger Be- 
schäftigung Jugendlicher an Sonntagen. Ab- 
satz 3 behandelt Ausnahmefälle „aus dringen- 
den Gründen". In Absatz 3 wird den Aufsichts- 
behörden die Genehmigung für ausnahmsweise 
Erteilung der Erlaubnis der Sonntagsarbeit „für 
höchstens 2 Sonntage hintereinander" gestattet. 
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In Absatz 4, der sich sowohl auf den Absatz 2 
als auf den Absatz 3 bezieht, wird festgelegt, 
„mindestens jeder 2. Sonntag muß beschäfti- 
gungsfrei bleiben". 

Der zitierte Satz 2 des Absatzes 4 muß, um 
diesen Widerspruch zu lösen, gestrichen und 
als vorletzter Satz in den Absatz 2 eingefügt 
werden. Dann wird dem Willen des Bundes- 
tages Rechnung getragen, daß in den Regel- 
fällen des Absatzes 2 jeder 2. Sonntag beschäf- 
tigungsfrei bleiben muß, während es bei den 
Ausnahmefällen des Absatzes 3 bei der Regie- 
rungsfassung verbleibt, daß die Ausnahme- 
bewilligung nicht für mehr als 2 Sonntage 
hintereinander erteilt werden kann. 


4. § 19 Abs. 3 

Die Worte „oder, wenn die Beschäftigung wäh- 
rend des Kalenderjahres beginnt, zu Beginn der 
Beschäftigung" sind zu streichen. 

Begründung 

Nach allen Länderurlaubsgesetzen ist das Alter 
der Jugendlichen bei Beginn des Kalenderjah- 
res für die Dauer des Urlaubs maßgebend. Vom 
Standpunkt des Arbeitsschutzes ist es nicht zu 
verantworten, die Jugendlichen, die den Arbeit- 
geber nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
wechseln, schutzrechtlich zu benachteiligen. Die 
vorgeschlagene Neufassung des Absatzes 3 ent- 
spricht im übrigen dem § 21 Abs. 2 des 
Jugendschutzgesetzes von 1938. 

5. § 24 

Die Zahl „48" ist durch die Zahl „45" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Arbeit der Jugendlichen im Haushalt ist 
Fremdarbeit wie jede andere Tätigkeit eines 
Arbeitnehmers. Es geht heute nicht mehr an, 
diese Jugendlichen gesetzlich praktisch zu einer 
längeren Arbeit zu verpflichten, als sie von der 
Masse der erwachsenen Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik durch Tarifvertrag gefordert 
wird. Die Herabsetzung der Wochenarbeitszeit 
liegt außerdem im Rahmen der zu § 10 vorge- 
schlagenen Änderung der Wochenarbeitszeit. 

6. § 27 Abs. 2 Satz 1 

erhält folgende Fassung: 

„Jugendliche, die in die häusliche Gemeinschaft 
aufgenommen sind, dürfen an Sonn- und ge- 
setzlichen Feiertagen nur mit laufenden Arbei- 
ten bis zu drei Stunden, längstens bis 14 Uhr 
beschäftigt werden." 

Begründung 

Die vom Bundestag gestrichene Begrenzung des 
Regierungsentwurfs „längstens bis 14 Uhr", 
der der Bundesrat im 1. Durchgang zugestimmt 


hatte, muß wiederhergestellt werden. Es ist 
notwendig, diesen Jugendlichen die Möglich- 
keit zu geben, am Sonntag nach 14 Uhr ihre 
Angehörigen zu besuchen oder mit Gleichaltri- 
gen in einer Jugendgruppe zusammen zu sein. 

7. § 32 

ist zu streichen. 

Begründung 

Für Jugendliche in der Landwirtschaft sind 
Sonderbestimmungen 

a) hinsichtlich der Arbeitszeit in der Hälfte des 
Jahres (§ 30) und 

b) mit einer Sonntagsarbeit bis zu 3 Stunden 
an jedem zweiten Sonn- bzw. Feiertag 
(§ 27) 

vorgesehen. 

Die weitere Sonderbestimmung des § 32 sollte 
entfallen. Sie ist vermeidbar; die Bereitstellung 
der Futtermengen für den Abend kann bis 
14 Uhr vorgenommen werden. Die Nachwuchs- 
werbung für die Landarbeit sollte nicht er- 
schwert werden. 

Entsprechend sind in § 67 Abs. 1 Nr. 4 die 
Worte „ , § 32 über den Frühschluß an Sonn- 
tagen" zu streichen. 

8. § 34 

Nach „ §§ 13, 14 Abs. 1 und 4 Satz 1" ist 
„, § 17 Abs. 1" einzufügen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags zu § 32. 

9. § 38 Abs. 1 

ist in der Fassung des § 34 Abs. 1 der Regie- 
rungsvorlage (BT-Drucksache 1816) wie folgt 
wiederherzustellen: 

„(1) Die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen mit 

1. Akkordarbeit und sonstigen Arbei- 
ten, bei denen durch ein gesteigertes 
Arbeitstempo ein höheres Entgelt er- 
zielt werden kann, 

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem 
Arbeitstempo 

ist verboten." 

Begründung 

Die Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
in der vorstehenden Fassung wird für erforder- 
lich gehalten, weil durch sie auch Arbeiten ver- 
boten werden, für die ein Prämienlohn in der 
Form gezahlt wird, daß Kinder und Jugend- 
liche, die in einer bestimmten Zeit mehr als ein 
bestimmtes Arbeitsquantum erledigen, zu ihrem 
Zeitlohn noch eine Prämie erhalten. 
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Diese Bestimmung entspricht auch dem beson- 
deren Schutzbedürfnis für Kinder und Jugend- 
liche. 

10. § 38 Abs. 2 

ist zu streichen. 

Begründung 

Auf Grund der Untersuchungen des Max- 
Planck-Instituts wird von den führenden Ar- 
beitsphysiologen Graf, Hellbrügge und Ruten- 
franz erklärt: 

„Jede Akkord- und Fließarbeit bei noch nicht 
voll erwachsenen Jugendlichen halten wir für 
so gesundheitsschädlich, daß wir die Aus- 
nahmebestimmungen für Jugendliche über 
16 Jahre ... für bedenklich ansehen." 

(„Arbeit und Gesundheit, Sozialmedizinische 
Schriftenreihe aus dem Gebiet des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung", 
Neue Folge Heft 71) 


11. § 42 Abs. 1 

Der letzte Halbsatz 

„ , sofern nicht die Erkrankung von dem Kind 
oder dem Jugendlichen vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden ist“ 
ist zu streichen. 

Begründung 

Die auf § 617 BGB abgestellte Bestimmung gilt 
vornehmlich für Erwachsene und kann nicht in 
gleichem Ausmaß auf Kinder und Jugendliche 
angewandt werden. 


12. § 45 

ist in der vom BT-Ausschuß für Arbeit vorge- 
schlagenen Fassung des § 41 wie folgt wieder- 
herzustellen: 

„§ 45 

Ärztliche Untersuchungen 

(1) Mit der Beschäftigung eines Jugendlichen 
darf nur begonnen werden, wenn 

1. er innerhalb der letzten zwölf Monate 
von einem Arzt untersucht worden ist 
und 

2. eine von diesem Arzt ausgestellte 
Bescheinigung demjenigen, der den 
Jugendlichen beschäftigen will, vor- 
liegt. 

(2) Die Beschäftigung eines Jugendlichen darf 
nach Ablauf von 18 Monaten seit der letzten 
Untersuchung nur fortgesetzt werden, wenn er 
zuvor von einem Arzt nachuntersucht worden 
ist und eine von diesem Arzt ausgestellte Be- 
scheinigung dem Arbeitgeber vorliegt. 


(3) Ergibt die ärztliche Untersuchung, daß 
ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter ent- 
sprechenden Entwicklungsstand zurückgeblieben 
ist, oder werden sonst gesundheitliche Schwä- 
chen oder Schäden festgestellt oder lassen sich 
bei der Untersuchung die Auswirkungen der 
Berufsarbeit auf die Gesundheit oder Entwick- 
lung des Jugendlichen noch nicht übersehen, so 
kann der Arzt eine vorzeitige Nachuntersuchung 
anordnen. In diesen Fällen tritt die verkürzte 
Frist an die Stelle der in Absatz 1 und 2 ge 
nannten Frist. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
nicht für eine nur geringfügige oder eine nicht 
länger als zwei Monate dauernde Beschäftigung 
mit leichten Arbeiten, von denen keine gesund- 
heitlichen Nachteile für den Jugendlichen zu 
befürchten sind/* 

Begründung 

Die Aufrechterhaltung des Beschäftigungsver- 
bots, wie sie von der Bundesregierung und vom 
BT-Ausschuß für Arbeit vorgesehen war, wird 
im Interesse des Gesundheitsschutzes der 
Jugendlichen und der Durchsetzbarkeit der Vor- 
schrift für erforderlich gehalten. Ferner ist die 
im verabschiedeten Gesetz vorgesehene ein- 
malige Nachuntersuchung keinesfalls aus- 
reichend. 

Im übrigen wird auf die Begründung des Regie- 
rungsentwurfs (BT-Drucksache 317, S. 31) und 
auf den Schriftlichen Bericht des BT-Ausschusses 
für Arbeit (BT-Drucksache 1816, S. 9 Sp. 1 zwei- 
ter Absatz) Bezug genommen. 

13. § 46 

ist in der Fassung der Regierungsvorlage (§ 42) 
wiederherzustellen: 

„§ 46 

Durchführung der Untersuchungen; 

Bescheinigungen und Mitteilungen 

(1) Die ärztlichen Untersuchungen haben sich 
auf den Gesundheits- und Entwicklungsstand 
und die körperliche Beschaffenheit, die Nach- 
untersuchungen außerdem auf die Auswirkun- 
gen der Arbeit auf Gesundheit und Entwicklung 
des Jugendlichen zu erstrecken. 

(2) Den Untersuchungsbefund hat der Arzt 
schriftlich festzuhalten. Falls er eine vorzeitige 
Nachuntersuchung angeordnet hat (§ 45 Abs. 3) 
oder falls er die Gesundheit des Jugendlichen 
durch die Ausübung bestimmter Arbeiten für 
gefährdet hält, hat er dies gleichzeitig zu ver- 
merken. 

(3) Der Arzt hat eine für den Arbeitgeber 
betimmte* Bescheinigung darüber, daß die Unter- 
suchung stattgefunden hat, auszustellen. Er hat 
außerdem den Eltern oder dem Vormund des 
Jugendlichen das wesentliche Ergebnis der 
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Untersuchung schriftlich mitzuteilen. In der Be- 
scheinigung und in der Mitteilung hat er die 
Anordnung einer vorzeitigen Nachuntersuchung 
(§ 45 Abs. 3) sowie die Arbeiten, durch deren 
Ausübung er die Gesundheit des Jugendlichen 
für gefährdet hält (Absatz 2), zu vermerken." 

Begründung 

Nach der vorliegenden Fassung des § 46 soll 
auf der für den Arbeitgeber bestimmten Be- 
scheinigung über die ärztliche Untersuchung des 
Jugendlichen nur vermerkt werden, daß eine 
Untersuchung stattgefunden hat. Dieses ist un- 
zureichend, da dem Arbeitgeber hierdurch nicht 
bekannt wird, mit welchen Arbeiten er den 
Jugendlichen u. U. nicht beschäftigen darf, um 
ihn in seiner Gesundheit nicht zu gefährden. 
Verbleibt es bei der jetzigen Fassung, so ob- 
liegt es einzig und allein den Eltern bzw. dem 
Vormund, sich einzuschalten, wenn der Jugend- 
liche mit ungeeigneten Arbeiten beschäftigt 
wird. Nach den bei der Gewerbeaufsicht vor- 
liegenden Erfahrungen werden aber die Eltern 
in vielen Fällen nichts unternehmen, um die 
Ausbildung des Jugendlichen nicht zu gefähr- 
den. In diesem Fall kann auch die Aufsichts- 
behörde kaum einschreiten, da sie bei einer 
etwaigen Einsichtnahme in die ärztliche Be- 
scheinung nicht ersehen kann, für welche Arbei- 
ten der Jugendliche nicht geeignet ist. 

14. § 47 

ist in der Fassung der Regierungsvorlage (§ 43) 
wiederherzustellen: 

„§ 47 

Aufbewahrung der Bescheinigungen; Anzeigen 

(1) Der Arbeitgeber hat die Bescheinigung 
aufzubewahren und der Aufsichtsbehörde sowie 
der Berufsgenossenschaft auf Verlangen zur Ein- 
sicht vorzulegen oder einzusenden. Wechselt 
der Jugendliche während des Laufes der Nach- 
untersuchungsfrist (§ 45 Abs. 1 bis 3) den Arbeit- 
geber, so ist die Bescheinigung dem neuen 
Arbeitgeber auf dessen Verlangen und Kosten 
unverzüglich auszuhändigen. 

(2) Enthält die Bescheinigung des Arztes 
einen Vermerk über Arbeiten, durch deren Aus- 
übung er die Gesundheit des Jugendlichen für 
gefährdet hält (§ 46 Abs. 3), so hat der Arbeit- 
geber der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzu- 
zeigen, mit welchen Arbeiten er den Jugend- 
lichen beschäftigen will. Der Jugendliche darf 
nur mit den angezeigten Arbeiten beschäftigt 
werden, mit anderen Arbeiten nur dann, wenn 
der Arbeitgeber sie vorher der Aufsichtsbe- 
hörde angezeigt hat." 

Begründung 

Es wird für erforderlich gehalten, die sich aus 
Absatz 2 ergebende Mitteilung des Arbeitgebers 
an die Aufsichtsbehörde beizubehalten. Diese 


Mitteilung dient der Gesunderhaltung der 
Jugendlichen. Sie versetzt die Aufsichtsbehörde 
in die Lage, die etwa erforderlichen Maß- 
nahmen treffen zu können. 

Entsprechend sind in § 68 Abs. 1 Nr. 5 nach 
dem Wort „Bescheinigung" die Worte „ , über 
die Anzeigen an die Aufsichtsbehörde und über 
die Beschäftigung" einzufügen. 

15. § 48 

erhält folgende Fassung: 

„§ 48 

Eingreifen der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem 
Jugendlichen übertragenen Arbeiten Gefahren 
für seine Gesundheit befürchten lassen, dies 
dem Personensorgeberechtigten und dem Arbeit- 
geber mitzuteilen und die ärztliche Untersuchung 
zu fordern. Wird dieser Aufforderung nicht 
binnen einer angemessenen Frist Folge ge- 
leistet, so kann die Aufsichtsbehörde die Unter- 
suchung anordnen. Das Grundrecht der körper- 
lichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Besteht die Gefahr, daß durch die Arbei- 
ten, mit denen der Jugendliche beschäftigt wird, 
seine Gesundheit geschädigt wird, so kann die 
Aufsichtsbehörde die Beschäftigung mit diesen 
Arbeiten verbieten oder beschränken. Dem Per- 
sonensorgeberechtigten ist vorher Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Sind nach dem Befund des untersuchen- 
den Arztes Vorsorgemaßnahmen zu treffen, so 
hat er, wenn der Personensorgeberechtigte da- 
mit einverstanden ist, den für den Jugendlichen 
zuständigen Rentenversicherungsträger von der 
Notwendigkeit zur Einleitung von Vorsorge- 
maßnahmen zu unterrichten. Ist der Jugendliche 
noch nicht versichert, so hat der Arzt, wenn der 
Personensorgeberechtigte damit einverstanden 
ist, das Gesundheitsamt zu benachrichtigen. So- 
fern betriebliche Maßnahmen erforderlich sind, 
hat der Arzt, wenn der Personensorgeberech- 
tigte damit einverstanden ist, die Aufsichtsbe- 
hörde zu unterrichten." 

Begründung 

Die Möglichkeit, eine Untersuchung anzuordnen, 
muß im gesundheitlichen Interesse der Jugend- 
lichen aufrechterhalten bleiben. Das gleiche 
gilt für die Möglichkeit, Beschäftigungsverbote 
oder Beschäftigungsbeschränkungen anzuordnen. 
Die Aufsichtsbehörde ist zu unterrichten. Vor- 
sorgemaßnahmen sollten rechtzeitig eingeleitet 
werden können. 

Entsprechend muß in § 67 Abs. 1 die Nr. 7 fol- 
gende Fassung erhalten: 

„7. einer Anordnung der Aufsichtsbehörde nach 

§ 8 Abs. 3 Satz 2, § 14 Abs. 4 Satz 2, § 37 

Abs. 3, § 42 Abs. 2 oder § 48 Abs. 2 Satz 1". 
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16. § 50 

erhält folgende Fassung: 

„§ 50 

Die Kosten für die ärztlichen Untersuchungen 
nach § 45 Abs. 1 und 3 trägt das Land, die 
Kosten der übrigen Untersuchungen der Arbeit- 
geber." 

Begründung 

Die Kosten für die Einstellungsuntersuchungen 
sollten vom Land getragen werden, da es sich 
hierbei im wesentlichen um eine Maßnahme der 
allgemeinen Gesundheitsbetreuung handelt. 
Wenn man mit diesen Kosten den Arbeitgeber 
belasten wollte, so würden sich Schwierigkeiten 
bei der Abrechnung ergeben, da der Arbeit- 
geber in vielen Fällen bei der Durchführung der 
Untersuchung noch nicht feststehen wird. Auch 
sind Fälle denkbar, daß der Jugendliche nach 
Durchführung der Untersuchung keinen Arbeit- 
geber findet, der ihn einstellt. 

Mit den Kosten für die Nachuntersuchungen mit 
Ausnahme der vorzeitigen Nachuntersuchungen 
sollte der Arbeitgeber belastet werden, da eine 
etwaige Verschlechterung des Gesundheitszu- 
standes des Jugendlichen im allgemeinen durch 
die Art der Beschäftigung verursacht sein wird, 
für die der Arbeitgeber verantwortlich ist. Auch 
sei in diesem Zusammenhang darauf hinge- 
wiesen, daß die Kosten für die vorgeschriebe- 
nen Untersuchungen auf Grund anderer Arbeits- 
schutzverordnungen (Glashütten Verordnung, 
Verordnung über Arbeiten in Druckluft usw.) 
vom Arbeitgeber getragen werden müssen. 


17. Nach § 61 

ist folgender neuer § 61 a einzufügen: 

„§ 61a 

Mitteilungspflicht Dritter 

Die Lehrer an gemeinbildenden und an Be- 
rufsschulen sind auf Verlangen der Aufsichts- 
behörde im Einzelfall verpflichtet, dieser Wahr- 
nehmungen über die Verletzung von Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen mit- 
zuteilen, wenn die Schulaufsichtsbehörde die 
Mitteilung genehmigt hat." 

Begründung 

In der Praxis hat sich gezeigt, daß insbesondere 
Lehrer manche Hinweise bei Verstößen gegen 
die Jugendarbeitsschutzbestimmungen geben 
können. Es ist deshalb nicht einzusehen, warum 
künftig diese Auskunftserteilung verhindert 
werden soll. Der Gesetzgeber sollte auch diese 
Bestimmung des Regierungsentwurfs aufgreifen, 
da sie darauf abzielt, eine bessere Einhaltung 
des Gesetzes zu erwirken. 


18. Zehnter Abschnitt — Schlußvorschriften — 

a) Vor § 72 

ist folgender § 71 a einzufügen: 

„§ 71 a 

Anrechnung der Berufsschulzeit 

Die Vorschrift des § 13 gilt über die Voll- 
endung des 18. Lebensjahres hinaus so lange, 
wie Personen nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen berufsschulpflichtig sind." 

b) § 72 Abs. 3 Nr. 2 
ist zu streichen. 

Begründung 

§ 72 Abs. 3 Nr. 2 regelt die Anrechnung der 
Berufsschulzeit für die über die Vollendung 
des 18. Lebensjahres hinaus nach den Län- 
dergesetzen berufsschulpflichtigen Personen. 
Leider ist diese Bestimmung jedoch als 
Änderung der Arbeitszeitordnung vorge- 
sehen. Das hat zur Folge, daß die Landwirt- 
schaft einschließlich des Gartenbaues usw., 
die Fischerei, die Seeschiffahrt usw. nicht 
miterfaßt werden, da die Arbeitszeitord- 
nung nicht für diesen Personenkreis gilt. Es 
ist daher notwendig, die Bestimmung in das 
Jugendarbeitsschutzgesetz einzufügen, das 
im Gegensatz zu dem bisherigen Recht auch 
für den genannten Personenkreis gilt. Außer- 
dem ist die in § 3 a nach der Bundestags- 
fassung den Jugendlichen zugebilligte Ver- 
günstigung geringer als die in § 13 des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes vorgesehene. 
Das Arbeitsschutzrecht sollte aber für alle 
Berufsschüler gleich sein. 

19. § 74 

erhält folgende Fassung: 

„§ 74 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin, jedoch tritt an die Stelle des in 
§ 39 Abs. 1 Nr. 1 aufgeführten § 109 h des 
Strafgesetzbuchs der in Berlin geltende § 141 
des Strafgesetzbuchs in der Fassung des Zwei- 
ten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 6. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 42). Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Durch das Vierte Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 11. Juni 1957 ist § 141 StGB gestrichen. An 
seine Stelle ist § 109 h StGB getreten. Der Bun- 
destag hat § 39 entsprechend geändert. Da 
jedoch das Vierte Strafrechtsänderungsgesetz 
in Berlin nicht gilt, muß zur Klarstellung der 
Sonderregelung die Anfügung eines entspre- 
chenden Halbsatzes in Satz 1 erfolgen. 
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